
Sehr geehrte , 
 
im Vergleich zum Arbeitsentwurf 2019 haben sich im Referentenentwurf 2020 wesentliche 
Änderungen ergeben. 
Mit der Aufnahme der Tätigkeit der Stiftung GRS Batterien als herstellereigenes System, ist die 
Feststellung, dass ein  Gemeinsames Rücknahmesystem (GRS) mit verbundenem Ausgleichs- und 
Solidarsystem eingerichtet ist, widerrufen worden. 
Der Entwurf zur Anpassung des BattG konzentriert sich auf die Korrektur wettbewerbsverzehrender 
Rahmenbedingungen zwischen hRS und GRS als Beauftragte der produktverantwortlichen Hersteller 
und Vertreiber. 
 
Der vorgelegte Referentenentwurf wird hinsichtlich dieser Änderungen grundsätzlich befürwortet, 
dennoch fehlen weiterhin Regelungen und Klarstellungen, die für den Vollzug des Batteriegesetzes 
wichtig wären: 
 
1. 
Die Batteriesammelquote von 45 Prozent wird in Deutschland seit 4 Jahren realisiert. 
Nachdem die Zwischenziele 2012 und 2016 in den meisten EU-Staaten erreicht wurden, steht einer 
Erhöhung der Quote auf beispielsweise 55 Prozent nichts im Wege. 
Diese Anpassung ist realistisch erreichbar und  auch wirtschaftlich zumutbar. 
Eine hohe Sammelquote > 80 Prozent für Industriebatterien ist unerlässlich. Im Jahr 2018 hat 
erstmals die Menge der in Verkehr gebrachten Industriebatterien die der Gerätebatterien erreicht. 
Dies wird sich spätestens 2023 im Abfallstrom abbilden. 
 
2. 
Die im Arbeitsentwurf § 7 Abs. 5 und 6  dringend notwendige Garantieregelung wurde bedingungslos 
gestrichen. In der Begründung finden sich keine Argumente für den Wegfall der Garantie. 
Gerade für den Fall der Insolvenz zugelassener Rücknahmesysteme sollten die Hersteller eine 
insolvenzsichere Garantie erbringen. Nur so kann die Rücknahme von Batterien und deren 
ordnungsgemäße und schadlose Entsorgung auch bei Ausfall eines Systems weiterhin gesichert 
werden. Die Pflicht zur Einführung einer Sicherheitsleistung hat sich in anderen abfallwirtschaftlichen 
Bereichen bewährt. 
 
3. 
Mit dem Referentenentwurf wird in § 7a eine verpflichtende ökologische Gestaltung der Kosten  für 
die Entsorgung von alten Gerätebatterien durch Rücknahmesysteme aufgenommen. Je nach der 
chemischen Struktur und Zusammensetzung der Batterie, sollen reduzierte 
Entsorgungskostenbeiträge den geringeren Gefahrstoffanteil in Batterien sowie deren Langlebigkeit, 
Wiederverwendbarkeit und Recyclingfähigkeit belohnen. 
Es sind jedoch keinerlei Vorgaben oder Sanktionen vorgesehen, wenn diese Forderung nicht beachtet 
wird. Somit ist es fraglich, ob diese Maßnahme von den Marktteilnehmern überhaupt berücksichtigt 
wird. Nach Ablauf eines noch festzulegenden Übergangszeitraumes sollte durch den Gesetzgeber 
geprüft werden, ob und wie die Forderung nach einer ökologischen Effizienz praxisnah umgesetzt 
wurde. 
 
4. 
Wünschenswert für die Vollzugsbehörden des BattG wäre auch eine Klarstellung, ab wann die 
Nachweispflichten (bereits ab der Sammelstelle) für Batterien (gefährliche Abfälle) gelten. 
 
 
Ich bitten Sie, die vorgebrachten Punkte zu prüfen. Für Rückfragen stehen ich gern zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
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